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(2) Dies«» Durchführungsbestimmung gilt für
a) IPG, GPG, VEG und deren kooperative Einrichtungen 

sowie Betriebe aller Eigentumsformen (nachfolgend Ge­
nossenschaften, Betriebe und Einrichtungen genannt), -

b) staatliche Einrichtungen des Pflanzenschutzes bei den 
Räten der Bezirke und Kreise.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Durchführungsbestimmung sind
a) Verkaufsbestände: Obstgehölze und Erdbeerpflanzen, die 

in der kommenden Verkaufsperiode zum Verkauf be­
stimmt sind;

b) Vermehrungsbestände: _ Obstgehölze und Erdbeerpflan­
zen, die zur Weiterkultur quartiermäßig aufgepflanzt 
sind;

c) Obstgehölze: Kernobst-, Steinobst- und Beerenobstge­
hölze.

§3
Phytosanitäre Anforderungen an Obstgehölze 

und Erdbeerpflanzen

(1) Das zur Produktion von Obstgehölzen und Erdbeer­
pflanzen verwendete Vermehrungsmaterial muß den Anfor­
derungen gemäß staatlichem Standard! entsprechen.

(2) Verkaufsbestände müssen frei von visuell erkennbaren 
Symptomen von Virosen und Mykoplasmosen (nachfolgend 
Viruskrankheiten genannt) gemäß staatlichem Standard1 sein.

§4
Überwachung und Bekämpfung

(1) Alle Vermehrungsbestände sind durch die Genossen­
schaften, Betriebe und Einrichtungen auf das Auftreten von 
Virusvektoren und Symptome von Viruskrankheiten zu über­
wachen.

(2) Werden im Ergebnis der Überwachung das Auftreten 
von Virusvektoren oder Symptome von Viruskrankheiten fest­
gestellt, sind durch die Genossenschaften, Betriebe und Ein­
richtungen

a) wirksame Bekämpfungsmaßnahmen gegen Virusvekto­
ren durchzuführen;

b) mit Viruskrankheiten befallene Obstgehölze und Erd­
beere flanzen zu vernichten.

(3) Die durchgeführten Überwachungsmaßnahmen ein­
schließlich der ermittelten Ergebnisse und die durchgeführten 
Bekämpfungsmaßnahmen sowie vorgenommenen Vernich­
tungen befallener Obstgehölze und Erdbeerpflanzen sind 
durch die Genossenschaften, Betriebe und Einrichtungen do­
kumentarisch festzuhalten.

§5
Staatliche Kontrolle

U) Veikaufsbcstände sind durch die staatlichen Einrichtun­
gen des Pflanzenschutzes auf die Freiheit von Symptomen von 
Viruskrankheiten gemäß staatlichem Standard1 zu kontrollie­
ren.

(2) Die Kontrolle ist jährlich bis zum 30. April schriftlich 
durch die Vorsitzenden der Genossenschaften, Direktoren der 
Betriebe and Leiter der Einrichtungen formlos beim Leiter 
des Pflanzenschutzes des zuständigen Rates des Kreises zu 
beantragen.

(3) Bei der Durchführung der Kontrolle der Verkaufsbe­
stände sind den Mitarbeitern der staatlichen Einrichtungen 
des Pflanzenschutzes durch die Genossenschaften, Betriebe 
und Einrichtungen

a) Art und Sorte des Verkaufsbestandes;

1 Z. Z. gilt der Standard TGL 22 241 Baumschulanerkennung; Obst-, 
Rosen-, Erdbeer- und Unterlagenpflanzgut Ausg. 6/87.

b) Nachweis über Herkunft des verwendeten Vermehrungs­
materials;

c) Umfang das Verkaufsbestandes;
d) Dokumentationen über durchgeführte Maßnahmen der 

Überwachung und Bekämpfung gemäß § 4
vorzuweisen.

(4) Durch den Leiter des Pflanzenschutzes des zuständigen 
Rates des Kreises sind schriftlich^ gegenüber den Vorsitzenden 
der Genossenschaften, Direktoren der Betriebe und Leitern 
der Einrichtungen im Ergebnis der Kontrolle bei Erfüllung 
der phytosanitären Anforderungen gemäß § 3 die Verkaufs­
bestände für den Handel gemäß staatlichem Standard1 frei­
zugeben.

(5) Durch den Leiter des Pflanzenschutzes des zuständigen 
Rates des Kreises sind schriftlich gegenüber den Vorsitzen­
den der Genossenschaften, Direktoren der Betriebe und Lei­
tern der Einrichtungen im Ergebnis der Kontrolle bei Nicht­
erfüllung der phytosanitären Anforderungen gemäß

a) § 3 Abs. 1 Auflagen zur Vernichtung der Verkaufsbe­
stände oder

b) § 3 Abs. 2 vor der Freigabe der Verkaufsbestände für den 
Handel gemäß staatlichem Standard1 Auflagen zur Ver­
nichtung mit Viruskrankheiten befallener Obstgehölze 
und Erdbeerpflanzen

zu erteilen.
§ 6

Beschwerdeverfahren
(1) Gegen Auflagen gemäß §5 Abs. 5 Buchst, а kann durch 

die Genossenschaften, Betriebe und Einrichtungen Beschwerde 
eingelegt werden. Die Betroffenen sind über ihr Beschwerde­
recht zu belehren.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich mit Angabe der Gründe 
innerhalb einer Frist von .3 Werktagen nach Zugang der 
Auflage beim Leiter des Pflanzenschutzes des Rates des Krei­
ses einzulegen. Die Beschwerde muß Namen und Wohnort des 
Beschwerdeführenden enthalten.

(3) Uber die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen 
nach ihrem Eingang durch den Leiter des Pflanzenschutzes 
des Rates des Kreises zu entscheiden. Wird der Beschwerde 
nicht oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie inner­
halb dieser Frist dem Leiter des Pflanzenschutzes des Rates 
des Bezirkes zuzuleiten. Der Beschwerdeführer ist davon zu 
informieren. Der Leiter des Pflanzenschutzes des Rates des 
Bezirkes hat innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig zu 
entscheiden. Kann in Aüsnahmefällen eine Entscheidung in­
nerhalb der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein 
Zwischenbescheid unter Angabe der Gründe sowie des vor­
aussichtlichen Entscheidungstermins zu geben.

(4) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Die Ver­
kaufsbestände verbleiben bis zur endgültigen Entscheidung 
am Standort

(5) Die Beschwerdeentscheidung ist zu begründen und dem 
Beschwerdeführer auszuhändigen oder zuzustellen.

§7
Schlußbestimmungen

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. August 1988 
in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt die Fünfzehnte Durchführungsbestim­
mung vom 24. April 1963 zum Gesetz zum Schutze der Kultur - 
und Nutzpflanzen — Bekämpfung von Wildhopfen sowie 
Krankheiten und Schädlingen des Hopfens — (GBl. II Nr. 41 
S. 272) außer Kraft.

Berlin, den 3. Juni 1988

Der Minister 
für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft
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